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Studie für den REGI Ausschuss – 
Soziale Herausforderungen in den 
Städten 

Zweck 

Diese Studie wurde in einem Kontext durchgeführt, in 
dem eine inklusive städtische Politikgestaltung zum 
Schlüssel für einen breiteren gesellschaftlichen 
Zusammenhalt und für Frieden in Europa geworden 
ist. Es gibt jedoch kein ausreichendes tiefergehendes 
Verständnis der sozialen Herausforderungen, vor 
denen benachteiligte Bevölkerungsgruppen in den 
Städten stehen, insbesondere infolge der COVID-19-
Pandemie und der Steuerbelastung der 
Sozialversicherungssyssteme in Europa. Diese Studie 

bietet den dringend benötigten Einblick in bestehende und neue soziale Herausforderungen in den 
europäischen Städten und die politischen Lösungen und Führungsstrukturen zur Bewältigung 
dieser Herausforderungen. 

Wichtigste Erkenntnisse und Empfehlungen 

Stadtpolitische Maßnahmen gegen Armut und soziale 
Ausgrenzung 

Die Erkenntnisse legen nahe, dass die wichtigsten politischen Entwicklungen Maßnahmen auf 
nationaler und kommunaler Ebene die Inklusion, die Zusammenarbeit zwischen dem Staat sowie 
den Gemeinden und den Zugang zu Dienstleistungen betreffen. Methoden der politischen 
Beteiligung auf lokaler Ebene haben an Bedeutung gewonnen, was wir auch in den europäischen 
Städten und auf EU-Ebene begrüßen würden. Ungeachtet dieses Trends geht aus der Studie hervor, 
dass partizipative Methoden nicht immer umfassend zur Anwendung kommen. Daher könnte eine 
Multi-Level- Governance, die lokale Interessengruppen und Behörden in den Entscheidungsprozess 
einbindet,

Das vorliegende Dokument ist die Zusammenfassung der Studie zum Thema soziale 
Herausforderungen in den Städten. Die vollständige Studie ist in englischer Sprache unter 
folgendem Link abrufbar: https://bit.ly/3H5ewAR 

https://bit.ly/3H5ewAR
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konsequenter und in größerem Umfang ausgeübt werden. Der Aufbau von Beteiligungskapazitäten 
bei den Akteuren – d. h. zivilgesellschaftlichen Einrichtungen, Gemeinschaften, öffentlichen 
Diensten – ist von entscheidender Bedeutung, damit sie sich stärker in den Prozess einbringen 
können. 

Antworten der Stadtpolitik auf räumliche Trennung und 
Ungleichheit 
Armut und soziale Ausgrenzung haben eine räumliche Dimension, die sich in den Mitgliedstaaten 
und Regionen unterschiedlich manifestiert und in erster Linie zu räumlicher Trennung führt. Dies 
gilt besonders für stark benachteiligte Stadtteile in den untersuchten Städten, wo sie die 
Stigmatisierung fördert und eine positive Entwicklung aufhält, was eine stärkere Segregation und 
soziale Ausgrenzung gefährdeter Gruppen nach sich zieht. Maßnahmen zur Unterstützung 
benachteiligter Gebiete haben ihren Ursprung für gewöhnlich in städtischen Erneuerungs- und 
Sanierungsprogrammen für benachteiligte Stadtteile, die integrierte, ortsbezogene oder 
partnerschaftliche Ansätze verfolgen. Sie befassen sich sowohl mit wirtschaftlichen als auch mit 
sozialen Herausforderungen und umfassen räumliche Trennung und territoriale Lösungen, die auch 
die Verbesserung der städtischen Umwelt beinhalten. Es besteht jedoch die Gefahr, dass solche 
Initiativen zur Gentrifizierung führen, wodurch die gefährdeten Bevölkerungsgruppen noch stärker 
verdrängt und die Ungleichheiten beim Wohlstand verstärkt werden. Die Ergebnisse dieser Studie 
legen nahe, dass die wichtigsten politischen Entwicklungen für Maßnahmen auf nationaler und 
kommunaler Ebene die räumliche Trennung, die Gentrifizierung, den Mangel an hochwertigen 
Daten und Probleme ökologischer Benachteiligung betreffen. 

Widerstandsfähigkeit der Städte gegenüber COVID-19 und andere 
externe Schocks 

Die COVID-19-Pandemie hat die räumlichen und sozialen Ungleichheiten verschärft. Aus der Studie 
geht hervor, dass marginalisierte Gruppen aufgrund der geringen wirtschaftlichen, sozialen, 
institutionellen, physischen und natürlichen Widerstandsfähigkeit der Städte, in denen sie leben, 
nach der Pandemie noch stärker gefährdet sind. Armut und soziale Ausgrenzung haben sich 
ebenfalls verschärft, wodurch Probleme in Bezug auf die Wohnungssituation, Beschäftigung, 
Bildung und Gesundheit entstehen. Um diesen Herausforderungen zu begegnen, hat die EU den 
Mitgliedstaaten zusätzliche Mittel zur Verfügung gestellt, die dafür verwendet werden, die 
unmittelbaren Folgen der Pandemie zu lösen und strukturelle Veränderungen in bestimmten 
Politikbereichen herbeizuführen. Es ist jedoch dringend notwendig, eine politische Antwort auf 
globale Bedrohungen wie COVID-19 zu finden und städtische Gebiete angemessen darauf 
vorzubereiten. Die Ergebnisse dieser Studie deuten darauf hin, dass die wichtigsten politischen 
Entwicklungen auf nationaler und kommunaler Ebene zur Erhöhung der Widerstandsfähigkeit 
gegenüber externen Schocks den IKT-Zugang, den Wissensaustausch und die Stärkung der 
natürlichen städtischen Systeme betreffen. 

Zusammenarbeit auf strategischer EU-Ebene 

Um mehrdimensionale soziale Herausforderungen in den Städten zu bewältigen, muss ein 
strategischer Rahmen entwickelt werden, der sektorale Ansätze in der Stadtpolitik und -planung 
berücksichtigt. Aus Sicht der europäischen Kohäsionspolitik besteht die wichtigste 
Herausforderung darin, lokale Regierungen bei der Ausarbeitung strategischer Aktionspläne und 
der Einbeziehung innovativer lokaler Ansätze besser zu unterstützen. Es ist von entscheidender 
Bedeutung, dass die städtischen Interessenvertreter mit den Verwaltungsbehörden bei kollektiven 
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Planungsprozessen und der Anpassung der Finanzierungsziele an die lokalen Bedürfnisse 
zusammenarbeiten. Aus unseren Untersuchungen geht jedoch hervor, dass nur wenige Gemeinden 
auf der Entscheidungsebene aktiv sind, sondern vor allem auf der Ebene der Umsetzung. Die 
Analyse dieser Studie bestätigt, dass Innenpolitik, das interinstitutionelle Schema und 
Pfadabhängigkeiten die Auswirkungen des Partnerschaftsprinzips auf die Machtverteilung und die 
räumliche Umverteilung beeinflussen. Viele Städte stoßen bei der Zusammenarbeit mit den 
Verwaltungsbehörden auf Engpässe. Es gibt kaum ein Zusammenspiel zwischen lokalem Wissen 
„von unten“ und operativem und analytischem Fachwissen „von oben“. Verwaltungsbehörden 
sorgen nur selten für Koordination und politische Lernmöglichkeiten. Strategische Visionen werden 
außerdem durch die Diskrepanz zwischen den zugewiesenen Mitteln und dem lokalen Bedarf sowie 
durch Beschränkungen der förderfähigen Aktivitäten und Begünstigten und unklare 
Überwachungsregeln behindert. Und schließlich verfügen nur wenige Kommunen über das 
politische Gewicht und die Verwaltungskapazität, um ihre Aktionspläne mit umfassenderen 
europäischen Strategien in Einklang zu bringen. 

Zuweisung von EU-Mitteln 

Ein gemeinsamer europäischer „Acquis Urbain“ (EU, 2009) bezieht sich auf eine Methode, die 
gebietsbezogene, integrierte und partizipative Ansätze kombiniert, einschließlich lokaler 
Partnerschaften. Er zielt darauf ab, sektorübergreifende Maßnahmen und Finanzmittel in 
ausgewählten Zielgebieten zu konzentrieren. Dieser Ansatz hat sich im Zeitraum 2007-2013 
etabliert. Die Sanierung der Stadtviertel stand auch in der Programmplanung 2014-2020 im 
Vordergrund und wird auch für den kommenden Zeitraum (2021-2027) beibehalten. Die 
allgemeinen EU-Ziele, die in den operationellen Programmen der Mitgliedstaaten verankert sind, 
dienen als Blaupause für die Zuweisung der Finanzmittel. Trotz dieser klaren Ziele geht aus unserer 
Untersuchung hervor, dass die Mittel nicht immer die schutzbedürftigsten Bevölkerungsgruppen 
und Stadtviertel erreichen. Eine weit verbreitete Diskriminierung von ethnischen Minderheiten 
sowie fremdenfeindliche Ressentiments führen dazu, dass weiterhin Mittel für „unpopuläre“ 
Gruppen zweckentfremdet werden. Das Problem wird noch dadurch verschärft, dass ausgegrenzte 
und am Rand stehende Bevölkerungsgruppen nicht sinnvoll an den Entscheidungsprozessen 
beteiligt werden und es ihnen an organisatorischen und administrativen Fähigkeiten fehlt, wirksam 
um Finanzmittel zu konkurrieren oder nachhaltige Projekte umzusetzen. Ernsthafte Engpässe 
bestehen bei der Bekämpfung der Diskriminierung, insbesondere im Hinblick auf die Segregation 
in den Bereichen Wohnen und Bildung und der Verhinderung von Zwangsräumungen. Die 
Sicherstellung eines nachhaltigen lokalen Engagements und der Durchführung muss noch 
angegangen werden. 

Fähigkeit zur Umsetzung der Kohäsionspolitik 

Die Durchführung der Kohäsionspolitik in den einzelnen Mitgliedstaaten ist sehr unterschiedlich 
und hängt von den Beziehungen zwischen der nationalen und der regionalen Ebene ab. Diese 
Unterschiede hängen mit der Einordnung der territorialen Programme innerhalb der allgemeinen 
Verwaltungsstruktur der Kohäsionspolitik zusammen. Die Absorptionsraten wiederum variieren in 
Abhängigkeit von der Art der jeweiligen Maßnahme. Die höchsten Absorptionsraten sind 
üblicherweise in der Kategorie „grundlegende Infrastruktur“ zu verzeichnen. Aus dieser Studie geht 
hervor, dass die Akteure aufgrund der komplexen Vorschriften, des harten Wettbewerbs bei 
Ausschreibungen und der strengen Fördervoraussetzungen ihre Mühe haben, integrierte 
territoriale Investitionen und Bürgerinitiativen zu nutzen, um an Finanzmittel zu gelangen. Obgleich 
die neue Kohäsionspolitik als einfacher und flexibler gilt als die aus dem vorherige 
Programmplanungszeitraum 2014-2020, führt die Tatsache, dass sie mehrere Finanzmittel in einer 
gemeinsamen Verordnung zusammenfasst, ohne weitere Spezifikationen für den Zugang zu den 
einzelnen Mitteln festzulegen, dazu, dass das System komplex bleibt. Umgekehrt wirken sich die 
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fehlenden Synergien sowie die Instabilität bei der Kofinanzierung auf die Nachhaltigkeit der 
einzelnen Projekte aus, die in vielen Fällen nur auf drei bis fünf Jahre ausgelegt sind. Unsere 
Untersuchung zeigt deutlich, dass es sowohl einen Bedarf als auch den Wunsch gibt, Projekte, die 
mit EU-Zuschüssen finanziert werden, einzubeziehen, insbesondere solche, die sich mit sozialen 
Herausforderungen befassen. 

 

Weitere Informationen 
Diese Zusammenfassung ist in den folgenden Sprachen verfügbar: Englisch, Französisch, Deutsch, 
Italienisch und Spanisch. Die Studie – in englischer Sprache – und die Zusammenfassungen können 
abgerufen werden unter: https://bit.ly/3H5ewAR 

Weitere Informationen über Studien der Fachabteilung für den Ausschuss für Regionalpolitik: 
https://research4committees.blog/regi/ 
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